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VON HEIKE HAARHOFF

A n einem Frühsommer-
tag 2015 treffen sich 
eine Rentnerin aus 
Großbritannien und 

ein Grundschullehrer aus Bay-
ern in Berlin, um in einem Sta-
pel vergilbter Papiere nach In-
dizien zu suchen. Es ist der Fall 
ihres Lebens.

Marie Lyon, 69, brachte 1970 
eine Tochter zur Welt. Sarahs 
linker Unterarm fehlt, Finger 
wachsen aus dem Ellenbogen.

André Sommer, 39, wurde 
1976 mit einem verkümmer-
ten Penis geboren. Seine Harn-
blase ist außen am Bauch ange-
wachsen.

Ein winziger Raum in dem 
roten Backsteingebäude des 
Berliner Landesarchivs, zehn 
Quadratmeter, fast eine 
Zelle. Klares Licht fällt durch 
die Sprossenfenster, an der 
Wand ein Büroregal, davor 
ein Tisch, vier Stühle, sonst 
nichts. Auf den Regalbret-
tern stehen offene Papp-
kartons voller Akten. Mit 
Schreibmaschine getippt, 
in verstaubten Ordnern.

Es sind mehr als 7.000 
Seiten mit vertraulicher Korre-
spondenz und Firmenpapie-
ren des einst mächtigen Berli-
ner Pharmakonzerns Schering 
aus den sechziger und siebzi-
ger Jahren. Dokumente zu ei-
nem Arzneimittel, das es längst 
nicht mehr gibt, aber das Ma-
rie Lyon und André Sommer für 
das Leid von Tausenden Men-
schen verantwortlich machen. 
Sein Name: Duogynon.

Marie Lyon lässt ihren Blick 
über die Kartons mit den Ak-
ten wandern. „Unser Schatz“, 
flüstert sie, „mit Sprengstoffpo-
tenzial.“ Das jedenfalls hofft sie. 
Seit zehn Jahren sind die beiden 
diesen Aktenordnern auf der 
Spur. Über ihre gemeinsame 
Suche lernten sie sich vor fünf 
Jahren kennen.

Der Öffentlichkeit sind die 
Dokumente noch nicht zugäng-
lich, Lyon und Sommer aber 

Eine einzige 
Tablette

RISIKO Das Medikament Duogynon 
war in den Sechzigern eine 
Innovation. Doch verursachte es 
Missbildungen bei Kindern? Und 
wusste der Hersteller davon? Die 
Akten zu dem Fall sind nun bei  
der taz gelandet. Und bilden ein 
Lehrstück über Schuld und Moral

dürfen das Material sichten. 
Wegen persönlicher Betroffen-
heit, so der Grund für die Son-
dererlaubnis. Als Detektive in ei-
gener Sache.

Marie Lyon, die Haare blond 
gefärbt, das Gesicht dezent ge-
schminkt, schaut zu André Som-
mer, raspelkurze Haare, Kapu-
zenpullover. „Wo fangen wir 
an?“

Marie Lyon hatte 1970 eine Ta-
blette genommen, 

um festzustellen, 
ob sie schwanger war. Genau 
wie André Sommers Mutter. In 
Großbritannien stand der Name 
Primodos auf der Schachtel, in 
Deutschland Duogynon, das 
Medikament war dasselbe.

Duogynon, das war, verein-
facht gesagt, ein Kombipräpa-
rat auf Basis der weiblichen 
Geschlechtshormone Gesta-
gen und Östrogen. 1950 brachte 
Schering es in Deutschland und 
anderen europäischen Ländern 
auf den Markt, in Form von Dra-
gees und Injektionen – und un-
ter unterschiedlichen Namen. 
Bis 1978 gaben es Ärzte Patien-
tinnen, wenn deren Zyklus un-
regelmäßig war und die Mens-
truation ausblieb, aber auch als 
Schwangerschaftstest. Urintests 
setzten sich erst in den achtziger 
Jahren durch. Löste die starke 

Hormondosis 
die Regelblu-

tung nicht aus, 
galt die Frau als 

schwanger.
Ein Medika-

ment, geeignet, 
die Menstrua-

tion einzuleiten 
– ausgerechnet 

eine solche Pille 
sollte als Diagnose 

dienen bei Frauen, 
die sich ein Baby 

wünschten und die befruchtete 
Eizelle eben gerade nicht verlie-
ren wollten.

Der Verdacht: Europaweit soll 
das Medikament Tausende Kin-
der im Mutterleib so schwer ge-
schädigt haben, dass sie mit of-
fenem Rücken, mit Herzfehlern, 
Hirnschädigungen, mit ver-
kürzten oder fehlenden Glied-
maßen, deformierten Därmen, 
Harnblasen oder Genitalien zur 
Welt kamen. Einige Säuglinge 
starben kurz nach der Entbin-
dung. Es kam möglicherweise 
auch zu Fehlgeburten. 

„Duogynon“, sagt André Som-
mer, „das ist vielleicht ein zwei-
tes Contergan.“

Vielleicht. Vielleicht war 
das Schlafmittel Contergan, 
der größte Pharmaskandal des 

Foto: Erik Irmer

20. Jahrhunderts, gar nicht die 
einzige Tablette mit schwersten 
Nebenwirkungen auf Ungebo-
rene. André Sommer und Ma-
rie Lyon wollen anhand der Ak-
ten Hinweise darauf sammeln. 
Auch Hunderte andere mut-
maßlich Betroffene, zu denen 
sie über ihre Selbsthilfegrup-
pen in Deutschland und Groß-
britannien Kontakt halten, war-
ten auf Antworten.

Wann hatte Schering erstmals 
Hinweise darauf, dass das Me-
dikament embryonale Missbil-
dungen verursachen könnte? 
Und falls es sie gab: Warum 
nahm der Konzern das Medika-
ment nicht früher vom Markt? 
Warum verbot er nicht den Ein-
satz als Schwangerschaftstest? 
Aus Skrupellosigkeit? Aus Fahr-
lässigkeit? Aus Angst vor Um-
satzeinbußen und Imagever-
lust?

Es gibt bis heute keine Ant-
worten des Herstellers auf diese 
Fragen; und es gibt keine Rechts-
grundlage, sie zu erzwingen. 
Denn, das scheint unbestritten: 
Das Unternehmen hat nicht ge-
gen geltendes Recht verstoßen.

Dass das so klar ist, liegt vor 
allem daran, dass es die meisten 
Gesetze, die Patienten von heute 
vor den Risiken von Medika-

menten schützen, damals noch 
nicht gab. Das jetzige Arzneimit-
telgesetz trat 1978 in Kraft. Zuvor 
wurden keine Studien verlangt, 
die nachweisen, dass ein Mittel 
sicher, verträglich und wirksam 
ist, bevor es zugelassen werden 
kann. Wenn überhaupt, testeten 
die Hersteller Medikamente an 
Nagetieren. Selbst Packungsbei-
lagen waren keine Pflicht. 1950, 
als Duogynon in Deutschland 
auf den Markt kam, waren neue, 
kaum getestete Wirkstoffe sogar 
ohne Verschreibungspflicht in 
der Apotheke zu kaufen.

Anerkennen, dass nicht  
die Mütter schuld sind
Aber darf es bei der Aufarbei-
tung allein um die Frage ge-
hen, ob gegen Gesetze verstoßen 
wurde? Wo beginnt, wo endet 
die moralische Verantwortung 
eines Konzerns, dessen Geschäft 
die Gesundheit von Menschen 
ist? Medikamente können Schä-
den verursachen. Manchmal, 
noch heute, werden diese erst 
entdeckt, wenn das Arzneimit-
tel schon auf dem Markt ist.

Es wäre ein wichtiger Schritt, 
wenn das Unternehmen an der 
Klärung der Fakten mitarbei-
ten, seine eigenen Archive frei-
geben, alle Karten auf den Tisch 

legen würde. Bisher jedoch ver-
weigert die Bayer AG, die Sche-
ring 2006 übernahm, ein Ge-
spräch.

André Sommer sagt: „Es 
ist dieses Nichtwissen, das so 
schwer auszuhalten ist. Nicht 
zu wissen, ob die Firma wirk-
lich nichts wusste oder ob sie 
nur vorgibt, nichts gewusst zu 
haben.“

Denn davon hängt ab, ob man 
sie heute noch zur Rechenschaft 
ziehen kann. Wohl nicht juris-
tisch. Vermutlich auch nicht 
materiell. Aber womöglich mo-
ralisch. Indem die Firma aner-
kennt, dass die Missbildungen 
kein Zufall sind. Indem sie of-
fiziell feststellt, dass die Schuld 
nicht bei den Müttern liegt. 
Auch wenn sie diejenigen wa-
ren, die sich die Tablette auf 
die Zunge legten und mit ei-
nem Schluck Wasser herunter-
schluckten.

Der Bayer-Konzern reagiert 
nur schriftlich auf Fragen zu 
dem Thema: Bayer schließe das 
Medikament „nach wie vor als 
Ursache für embryonale Miss-
bildungen aus“. Umfangreiche 
Untersuchungen und Gutach-
ten „namhafter Experten“ hät-

Was wusste man hinter diesen Fenstern? Die Schering-Zentrale in Berlin in den Siebzigern Foto: Juergen/Timeline Images SZ Photo
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Quelle: Bundesministerium für Gesundheit1961 gründet die Bundesregierung 
das Bundesministerium für 
Gesundheitswesen 

Quelle: Arzneimittelgesetz1976 werden die Pharmahersteller 
verpflichtet, jedem Arzneimittel  
eine Packungsbeilage beizufügen

ten dies bereits in den 1970er 
und 1980er Jahren gezeigt.

Wirklich?
„Schau mal“, sagt Marie Lyon. 

Eine Stelle macht sie stutzig. Das 
Protokoll eines Tierversuchs.

Es ist der 6. Dezember 1965, 
15 Jahre nach Markteinführung, 
als die Schering AG eine Unter-
suchung zu Duogynon vorlegt, 
getestet an Mäusen und Kanin-
chen: Erzeugen die Wirkstoffe 
des Medikaments Missbildun-
gen bei den Nachkommen? 
Es ist die Zeit nach der Aufde-
ckung des Contergan-Skandals, 
die Pharmaindustrie ist alar-
miert, viele Hersteller intensi-
vieren ihre Forschung.

Das Ergebnis der Tests: keine 
erkennbaren Missbildungen. 
Aber dann steht da: „Wie erwartet, 
steigt in den hohen Dosierungen 
nur die Resorptionsrate.“„Unter 
Resorptionen werden abgestor-
bene Feten […] verstanden“, heißt 
es im Anhang.

Wenn Duogynon für ungebo-
rene Mäuse und Kaninchen töd-
lich ist – wie wahrscheinlich ist 
es, dass das Mittel für menschli-
che Embryonen unschädlich ist?

Marie Lyon war 23, als sie 
merkte, dass sie schwanger 
war. „Blutjung und so glücklich“, 
sagt sie heute, sie lacht, sie weiß 
noch genau, wie sie sich fühlte, 
damals, Anfang 1970. Stolz auf 
sich und ihren Körper, in dem 
nun ein Baby wachsen würde, 
ein Wunschkind. Und wie sie 
dann zu ihrem Frauenarzt ging, 
der sagte, um ganz sicher zu ge-
hen, sollten sie besser einen Test 
machen, nur eine Tablette, und 
wenn dann nicht die Regel ein-
setze, dann sei sie ganz sicher 
schwanger. „Ich habe nicht ein-

André Sommers Suche begann, als er Briefe seiner Mutter fand. Immer wieder ein Wort: Duogynon  Foto: Lia Darjes

Eine Schering-Mitarbeiterin an der Sortiermaschine in den siebziger Jahren  Foto: Klaus Mehner/ullstein bild

mal gefragt, was in der Tablette 
drin ist“, sagt Marie Lyon. Sie 
nimmt sie.

Es ist eine sorgenfreie 
Schwangerschaft und eine 
komplikationslose Geburt. Der 
Schock trifft sie erst, als die Heb-
amme ihr ihre Tochter zeigt: das 
winzige Geschöpf, das schönste 
Kind unter der Sonne, Sarah – 
aber was, bitte, ist das? Ein Arm, 
der am Ellbogen aufhört. Finger, 
die aus dem Ellbogen wachsen.

Operationen. Prothesen. Trä-
nen.

Und immer das Gefühl, schuld 
zu sein. Schuld zu sein, dass Sa-
rah gehänselt wird im Kinder-
garten. Schuld zu sein, dass sie 
zwar Rad fahren, schwimmen 

und reiten lernt, denn natürlich 
lernt auch ein körperbehinder-
tes Kind Rad fahren, schwim-
men und reiten, wenn es eine 
Mutter hat mit der Willensstärke 
der Marie Lyon, aber eben erst 
später als andere Kinder. Schuld 
zu sein an dem Makel. Bis sie, 
Jahre später, Sarah ist vielleicht 
acht oder neun, einen Gentest 
macht und erfährt: Die Behin-
derung hat mit ihr nichts zu tun, 
sie liegt, so viel ist sicher, außer-
halb ihres Körpers. Nur wo?

Das, sagt Marie Lyon, war die 
Zeit, als ihre Schuldgefühle all-
mählich der Wut wichen. Und 
ihre Suche begann. Bei Müt-
tern, die Kinder mit ähnlichen 
Behinderungen geboren hatten. 
Bei Ärzten, die ihren schwange-
ren Patientinnen allen dieses 
eine Medikament gegeben hat-
ten: Primodos, die englische Va-
riante von Duogynon.

André Sommer kennt den Na-
men Duogynon nicht, bis er vor 
etwa zehn Jahren beim Aufräu-
men im Haus seiner Eltern zu-
fällig auf einen Karton stößt – 
gefüllt mit alten Zeitungsberich-
ten aus den 1970er und 1980er 
Jahren über Duogynon, mit Kor-
respondenz seiner Mutter mit 
anderen Müttern missgebilde-
ter Kinder und mit Ärzten.

Ob sie ihn wollte vor dem 
emotionalen Strudel, in den ei-
ner gerät, der sich auf die Suche 
nach dem Warum begibt, und 
bei Behörden, Politik und Indus-
trie auf Schulterzucken, Desin-
teresse und Ablehnung stößt. 
Seine Mutter liegt damals be-
reits im Wachkoma, er kann ihr 
noch Fragen stellen, bekommt 
aber keine Antworten mehr.

15 Operationen hat André 
Sommer heute hinter sich, al-
lein wegen des künstlichen 

Harnausgangs am Bauch, von 
dem keiner weiß, wie lange er 
hält. Er hat sich seinen Penis re-
konstruieren lassen.

„Meiner Mutter bin ich es 
schuldig, herauszufinden, was 
wirklich war“, sagt er.

Die Suche nach der Wahr-
heit über Duogynon ist vor al-
lem ein Kampf der Mütter. Ma-
rie Lyon sagt, Sarah, ihre Toch-
ter, wolle mit all dem nichts zu 
tun haben. Sie ist jetzt 45 Jahre 
alt, sie will ihr Leben führen, ar-
beiten gehen, mit Freunden Zeit 
verbringen. Mit ihrem Arm hat 
sie sich arrangiert, sie will nicht 
ständig daran erinnert werden, 
dass sie anders ist. Aber die Mut-
ter lässt die Frage nach dem Wa-
rum nicht los. André Sommer 
stellt sie stellvertretend für 
seine Mutter.

Zweimal klagte André Som-
mer gegen die Bayer AG auf 
Akteneinsicht. Zweimal hat er 
wegen Verjährung verloren.

Nun, im Berliner Landesar-
chiv, hält er zum ersten Mal Do-
kumente in der Hand, die nie 
für die Öffentlichkeit geschrie-
ben wurden: Briefwechsel der 
Schering-Rechtsabteilung mit 
besorgten Ärzten. Mit Wissen-
schaftlern, spezialisiert auf die 
Erforschung von Ursachen em-
bryonaler Fehlbildungen. Sowie: 
interne Strategieüberlegungen 
des Konzerns zu Umsätzen und 
Marktanteilen.

Berliner Staatsanwälte stell-
ten die Akten Ende der siebziger 
Jahre in einem Ermittlungsver-
fahren sicher. Mehrere Mütter 
mit missgebildeten Babys hat-
ten Strafanzeige wegen Körper-
verletzung erstattet. Auch André 
Sommers Mutter Lydia Sommer, 

die Duogynon 1975 von ihrem 
Hausarzt bekommen hatte, un-
terstützte diese Gruppe. Im De-
zember 1980 wurden die Er-
mittlungen eingestellt. Die ver-
traulichen Akten wurden im 
Landesarchiv weggeschlossen, 
bis die personenbezogenen 
Schutzfristen abgelaufen sind. 
Das kann noch Jahre, wenn nicht 
Jahrzehnte dauern.

Über Umwege gelangten Ko-
pien der vertraulichen Unterla-
gen, die im Landesarchiv lagern, 
auch zur taz. Ob und wie voll-
ständig sie sind, ist ohne die Ko-
operation der Bayer AG kaum zu 

lem geben könnte, kommt im 
Oktober 1967 von der britischen 
Kinderärztin Isabel Gal. Mütter 
bringen ihre missgebildeten Ba-
bys zu ihr ins Krankenhaus in 
Surrey. Bis Gal mehr wissen will 
und die Frauen zu ihrem Medi-
kamentenkonsum während der 
Schwangerschaft befragt. In ei-
nem Artikel für die Fachzeit-
schrift Nature schreibt Gal, es 
könne einen Zusammenhang 
geben zwischen weiblichen Se-
xualsteroiden und Missbildun-
gen des Neuralrohrs bei Feten – 
das Schering-Präparat Primodos 
nennt sie als Risiko.

In den Jahren bis 1973, das zei-
gen die Unterlagen, führt Sche-
ring weitere Experimente zur 
embryotoxischen Wirkung von 
Duogynon durch, allerdings nur 
an Mäusen, Kaninchen und Rat-
ten. Der Grundtenor: Duogynon 
ist nicht harmlos. Im April 1973 
etwa kommt eine Untersuchung 
an Ratten zu dem Schluss: „Ein 
Zusammenhang zwischen den 
gefundenen Anomalien und der 
Substanzapplikation kann nicht 
mit Sicherheit ausgeschlossen 
werden.“

Dazu, ebenfalls 1973, Fotogra-
fien geschädigter Kaninchen, 
ein Horrorkabinett in Schwarz-
Weiß: „Mißbildung des Kopfes“, 
heißt es unter einer Aufnahme, 
man sieht Schädellücken, durch 
die sich Hirnteile nach außen 
wölben.

Duogynon wird weiterhin 
in Deutschland als Schwanger-
schaftstest eingesetzt.

„Die haben da bereits Jahre 
vor meiner Geburt über meine 
Zukunft und Gesundheitsrisi-
ken geredet, aber nicht gehan-
delt“, sagt André Sommer.

beurteilen. Niemand weiß, wel-
ches zusätzliche Material in den 
firmeneigenen Archiven lagert.

In jedem Fall aber zeichnen 
die Papiere das Psychogramm 
einer der einst mächtigsten Fir-
men der Bundesrepublik, der 
spätestens seit Mitte der sechzi-
ger Jahre Zweifel an ihrem Pro-
dukt bekannt waren. Und die 
diesen Zweifeln auch, auf ihre 
Weise, nachging. Die sich aber 
dennoch weigerte,  Konsequen-
zen zu ziehen, etwa in Form ei-
nes Rückrufs des Medikaments 
oder weiterer, fundierter Stu-
dien – vielleicht auch, weil sie 
gewiss sein konnte, gesetzes-
konform zu handeln.

Der erste öffentliche Hinweis, 
dass es mit Duogynon ein Prob-

„Meiner Mutter bin 
ich es schuldig, her-
auszufinden, was 
wirklich war“
ANDRÉ SOMMER

Zu Risiken und Wirkungen

■■ Das Medikament: 1950 stellt 
der Pharmakonzern Schering 
Injektionen und Dragees mit dem 
Namen „Duogynon“ vor. Das 
Hormonpräparat wird unter an-
derem als Schwangerschaftstest 
empfohlen. Setzt die Regel nach 
der Einnahme nicht ein, sei die 
Frau schwanger. In England wird 
es als „Primodos“ verkauft.

■■ Der Verdacht: 1967 schreibt 
eine britische Kinderärztin in 
einem Fachaufsatz erstmals über 
einen möglichen Zusammen-
hang zwischen dem Medikament 
und Fehlbildungen bei Ungebore-
nen. Es geht unter anderem um 
verkürzte Gliedmaßen und defor-
mierte Genitalien. Schätzungen 
sprechen heute von Tausenden 
möglichen Betroffenen.

■■ Die Aufarbeitung: Klagen auf 
Akteneinsicht werden 2012 als 
verjährt abgewiesen. In Großbri-
tannien gibt es seit Herbst 2015 
einen Untersuchungsausschuss 
zum Thema.

Fortsetzung von Seite 17
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Quelle: Arzneimittelgesetz1978 tritt das neue Arzneimittelgesetz in 
Kraft. Es sieht erstmals ein Zulassungs-
verfahren für Medikamente vor

Quelle: Arzneimittelgesetz1990 wird in Radio- und TV-Werbungen 
der Hinweis „Zu Risiken und 
Nebenwirkungen …“ eingeführt

Marie Lyons Tochter kam körperbehindert zur Welt. Aus Schuldgefühlen machte die Mutter Wut  Foto: Lia Darjes

Eine Zeit, die den Fortschritt feierte und nicht die Vorsicht. Bei Schering in den Siebzigern  Foto: K. Mehner/ullstein bild

Warum, fragen sich André 
Sommer und Marie Lyon heute, 
warum schritt niemand ein?

Um das zu verstehen, muss 
man sich die sechziger und 
frühen siebziger Jahre der Bun-
desrepublik vergegenwärtigen. 
Der sorglose Umgang mit Arz-
neimitteln, die unkritische Fort-
schrittsgläubigkeit der Nach-
kriegsgeneration, die spätestens 
mit dem Siegeszug der Antiba-
bypille die Deutungshoheit dar-
über gewonnen hatte, dass Hor-
mone doch gar keine richtigen 
Medikamente seien, all das 
trug dazu bei, dass der öffentli-
che Aufschrei gegen Duogynon 
über Jahre ausblieb. In Deutsch-
land beispielsweise verordne-
ten Frauenärzte Duogynon als 
Schwangerschaftstest selbst 
dann noch, als die Arzneimit-
telkommission im Deutschen 
Ärzteblatt warnte.

Und auch als die Pillen 1978 
in England – nach Finnland und 
den Niederlanden – wegen Miss-
bildungsgefahr endgültig vom 
Markt genommen wurden, än-
derte sich in Deutschland we-
nig. Es gab bis dahin keine 
Handhabe, ein Medikament ge-
setzlich zu verbieten. Schering 
nimmt nur die Empfehlung 
von Duogynon als Schwanger-
schaftstest zurück und benennt 
das Präparat um. Erst 1981 wurde 
das Nachfolgeprodukt von dem 
Konzern selbst aus dem Han-
del genommen – mit der Be-
gründung, die Behandlung von 
Menstruationsstörungen mit 
dem Medikament sei überholt.

Das Strafrecht ahndet indi-
viduell nachweisbare Verstöße 
gegen Gesetze. Aber kann es 
darüber hinaus Wege geben, 

moralische Verantwortung zu 
verhandeln?

Im Contergan-Prozess wurde 
die Stiftung, aus der Geschä-
digte bis heute Geld beziehen, 
nicht infolge einer strafrechtli-
chen Verurteilung gegründet, 
sondern aufgrund eines zivil-
rechtlichen Vergleichs.

Eine Stiftung, das ist auch die 
Hoffnung vieler Duogynon-El-
tern. Sie möchten ihre Kinder 
abgesichert wissen, sollten sie 
Hilfe brauchen oder wegen ge-
sundheitlicher Folgeschäden 
vorzeitig aus dem Berufsleben 
ausscheiden müssen.

wird erst in einigen Jahren ge-
rechnet. In Deutschland lehnen 
Politiker die historische Aufar-
beitung bislang ab. „Was, wenn 
der britische Staat eines Tages 
Entschädigung zahlt?“, über-
legt André Sommer. Würde das 
in Deutschland etwas bewirken? 
Darf man Geschädigte hier an-
ders behandeln?

Auch in den sechziger Jahren 
war es Großbritannien, das zu-
erst Konsequenzen zog. Die Pub-
likation der Kinderärztin Isabel 
Gal versetzt den Pharmaher-
steller 1967 in Alarm. Schering 
Chemicals Limited, das britische 
Tochterunternehmen, richtet ei-
nen Krisenstab ein. Ein externer 
Statistiker wird beauftragt, die 
Erhebung der Wissenschaftle-
rin zu überprüfen. Gals Bericht 
aber, urteilt er, sei „an sich kor-
rekt“. Er rät zu weiteren Untersu-
chungen. Doch die Forschungs-
abteilung lehnt ab: „Es bestünde 
die Gefahr, daß eine derart aus-
gedehnte Studie erst recht die 
Aufmerksamkeit auf den Ver-
dacht lenken und so zu uner-
wünschtem Aufsehen führen 
würde.“

Firmenintern wächst die 
Beunruhigung: Schering, so 
mahntder klinische Forschungs-
leiter aus Großbritannien an, 
müsse sich „vor Augen halten, 
daß wir es hier mit einem Pro-
dukt zu tun hätten, das in der 
Lage sei, das chemische Milieu 
des Föten zu ändern. Wir müß-
ten in dieser Angelegenheit ex-
trem vorsichtig sein.“

Unterdessen lässt die Kinder-
ärztin Isabel Gal nicht locker. Sie 
erklärt, ihre brisanten Erkennt-
nisse in ihrer Doktorarbeit ver-
öffentlichen zu wollen.

Nun wagen zwei britische 
Schering-Mitarbeiter einen un-
gewöhnlichen Schritt. Am 6. 
Juni 1968 wenden sie sich mit 
einem „streng vertraulichen“ 
Brief an Karlheinz Friebel, den 
damaligen Leiter der Medizi-
nisch-Wissenschaftlichen Ab-
teilung der Schering AG in Ber-
lin. Sie wollen die Untätigkeit 
des Mutterkonzerns nicht län-
ger hinnehmen: „Es ist unsere 
moralische Pflicht als Herstel-
ler, alles Mögliche zu tun, um 
die Ungefährlichkeit der Präpa-
rate, die wir auf dem Markt ha-
ben, sicherzustellen“, fordern 
sie. „Es obliegt uns darzustellen, 
daß das Präparat sicher im Ge-
brauch ist, und es obliegt nicht 
Außenstehenden uns zu bewei-
sen, daß es das nicht ist.“ Das 
Schreiben gipfelt in einem Ap-
pell an das Gewissen der Firma: 
„In ethischer Hinsicht sind wir 
nicht mit dem zufrieden, was ge-
tan worden ist.“

Karlheinz Friebel, der Vorge-
setzte aus Berlin, reagiert. Eine 
Woche später gibt er grünes 
Licht für eine Prospektivstudie 
an 5.000 Frauen, ebenso für wei-
tere Tierexperimente.

Aber die britischen Gesund-
heitsbehörden äußern Beden-
ken. Eine so große Studie er-
scheint ihnen zu aufwendig; 
auch hätten erste behördenei-
gene Auswertungen zu Primo-
dos ergeben, dass nicht häufi-
gere Missbildungen, sondern 
eher „eine beträchtlich höhere“ 
Fehlgeburtenrate zu verzeich-
nen gewesen sei.

Die Berliner Konzernzent-
rale entscheidet nach dieser 
Einschätzung, nun doch nichts 
zu unternehmen. Sollten der-
lei Studien bekannt werden, 
befürchten leitende Schering-

Mitarbeiter, drohe dem Konzern 
eine „negative Publizität mit al-
len nachteiligen kommerziellen 
Folgen“.

Die zwei britischen Schering-
Mitarbeiter verzweifeln. Sie 
drängen erneut auf Tierexperi-
mente. Die Ratte sei „kein geeig-
netes Modell“, schreiben sie im 
Februar 1969, die Studien müss-
ten zumindest an Pavianen wie-
derholt werden, da diese den 
Menschen ähnlicher seien. Un-
ter diesen Umständen aber habe 
Primodos „keine Berechtigung“ 
als Schwangerschaftstest mehr. 
Es sei besser, wenn Schering das 
Präparat von sich aus vom Markt 
nehme: „Würden wir zum Rück-
ruf gezwungen, würde das zu er-

heblicher Publizität im In- und 
Ausland führen.“

Sechs Jahre später, 1975, 
schreibt einer der beiden noch 
einmal nach Berlin. In den „letz-
ten fünf Jahren“, klagt er unter 
Berufung auf Zahlen aus der bri-
tischen Gesundheitsbehörde, 
habe „die Arzneimittelüberwa-
chung an Schwangeren ergeben, 
daß bei denen, die einen hormo-
nalen Test gehabt hätten, ein re-
latives Risiko von 5:1 bestehe, ein 
mißgebildetes Kind zu bekom-
men“.

Waren die beiden Briten so 
etwas wie das Gewissen der 
Firma? Hatten sie Mitstreiter, 
möglicherweise auch in der 
Berliner Zentrale, der das briti-
sche Tochterunternehmen un-
terstand? Je mehr Zeit vergeht, 
desto schwieriger wird es, dazu 
die Zeitzeugen von einst selbst 
zu hören. Einer der beiden ist 
bereits verstorben, die Kinder-
ärztin Isabel Gal leidet unter 
schwerer Demenz. Der taz ist 
es in wochenlanger Recherche 
nicht gelungen, den hochran-
gigen Berliner Schering-Mit-
arbeiter ausfindig zu machen, 
der einen Großteil der Berichte 
ins Deutsche übersetzt hat. Die 
Bayer AG sieht sich außerstande 
zu helfen.

Karlheinz Friebel, der frühere 
Leiter der Medizinisch-Wissen-
schaftlichen Abteilung, lebt 
heute als Pensionär in Berlin, ein 
freundlicher Herr mit brüchiger 
Stimme, der sich nicht erinnern 
kann. „Es gab da juristische Aus-
einandersetzungen“, sagt er an 
einem Mittag im Dezember 2015 
am Telefon. „Aber mehr weiß ich 
nicht.“ An seine Korrespondenz 
mit den britischen Mitarbeitern  

In Großbritannien beschäf-
tigt der Fall inzwischen auch 
das Parlament: Seit Oktober 
2015 überprüft ein Untersu-
chungsausschuss medizinisch-
wissenschaftliche Erkenntnisse 
über Primodos.

Dass es ihn gibt, ist Marie Ly-
ons Verdienst.  Sie wartete teil-
weise über Stunden vor den Bü-
ros britischer Parlamentarier, 
um persönlich mit ihnen über 
ihr Anliegen zu sprechen.

Waren nicht Aufsichtsbehör-
den und Politiker zuständig da-
für, die Arzneimittelindustrie zu 
überwachen und die Bevölke-
rung zu schützen? War es nicht 
auch ihre Verantwortung?

Auch das soll der Ausschuss 
nun prüfen. Mit Ergebnissen 

Eine Studie könnte 
„erst recht die Auf-
merksamkeit auf den 
Verdacht lenken“, 
warnen Mitarbeiter

Schaden statt heilen

■■ Der Contergan-Skandal: Das 
Schlafmittel Contergan kam 
1957 auf den Markt. Es wurde 
auch Schwangeren verschrieben. 
In Deutschland kamen dadurch 
etwa 5.000 Kinder mit schweren 
Missbildungen zur Welt. Her-
steller Grünenthal schloss einen 
Vergleich zur Zahlung von 100 
Millionen D-Mark (rund 51 Millio-
nen Euro). Die Conterganstiftung 
wurde erst 1972 auf Beschluss 
des Bundestags gegründet.

■■ Der Bluter-Skandal: In den 
achtziger Jahren wurde Blutern 
„Faktor VIII“ verabreicht, es wur-
de aus Blutplasma hergestellt. 
Das Medikament war schon 
1983 mit Viren verunreinigt, 
es wurde aber jahrelang weiter 
verabreicht. Tausende infizierten 
sich so mit HIV, Hepatitis B und 
C. 1995 wurde eine Stiftung 
gegründet, aber nur für die HIV-
Infizierten. 100 Millionen D-Mark 
stellte der Bund, 90,8 Millionen 
zahlten sechs Pharmafirmen. Fortsetzung auf Seite 20
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kann er sich nicht erinnern – 
vielleicht ein Missverständnis?

André Sommer sagt: „Denen 
ist es immer nur um ihren Pro-
fit gegangen und darum, die ei-
gene Haut zu retten.“

Als 1977 die Mutter eines mut-
maßlich medikamentengeschä-
digten Kindes in Großbritan-
nien Schering verklagt, wägt 
der Konzern in Berlin ab, was  
für den Umsatz weniger schäd-
lich wäre: Es auf einen Pro-
zess ankommen zu lassen? 
Oder sich doch lieber im Vor-
feld mit der Mutter zu verglei-
chen? Die Rechtsabteilung no-
tiert: „Der Primodos-Umsatz 
in England ist offenbar rück-
läufig. Es bestanden ohnehin  
schon Überlegungen, das Prä-
parat in England auslaufen zu 
lassen.“

Bleibt die Imagefrage. „Je-
doch würden wir womöglich 
ein wenig an Glaubwürdigkeit 
verlieren, wenn unsere eigene 
Tochtergesellschaft in England 
schon immer die Auffassung 
vertreten hat, daß wir mehr hät-
ten tun müssen.“

Schering hat nicht genug 
getan, sagt der Professor
Ende der siebziger Jahre wächst 
die Kritik an Schering auch in 
Deutschland. Mütter machen 
die Missbildungen ihrer Kinder 
öffentlich; der Stern titelt 1978: 
„Tausend Kinder klagen an“. In 
Berlin geht die Strafanzeige ge-
gen Schering ein. Der Konzern 
erwägt nun doch, die seit mehr 
als zehn Jahren diskutierte Stu-
die an Menschenaffen durch-
zuführen. Im März 1978 reist 
ein Mitarbeiter aus der Medi-
zinisch-Wissenschaftlichen Ab-
teilung in die USA, zur Univer-
sität von Kalifornien. Nach sei-
ner Rückkehr berichtet er seinen 
Vorgesetzten: „Dr. H. meinte, 
Studien an Primaten seien nütz-
lich, weil Affen dem Menschen 
am nächsten stünden. Das sei 
auch für Experimente, die aus 
Exculpationsgründen durchge-
führt würden, wichtig.“

Exculpationsgründe. Gründe 
der Freisprechung von Schuld. 
André Sommer hebt seinen 
Blick vom Papier und sieht Ma-
rie Lyon an. „Die wollten sich 
nachträglich reinwaschen.“

Doch auch zu dieser Stu-
die kommt es nicht. Schering 

schrecken der lange Untersu-
chungszeitraum und die hohen  
Kosten.

Am 16. Februar 1978 reisen 
drei hochrangige Schering-
Mitarbeiter zu Herbert Tuch-
mann-Duplessis nach Paris. Der 
Professor ist ein renommierter 
Embryotoxikologe, bereits im 
Contergan-Prozess war er Sach-
verständiger. Nun will Schering 
ihn beauftragen – mit einem die 
Firma entlastenden Gutachten. 
Doch der Professor zögert, sich 
einkaufen lassen: „Prof. TD ist 
der Ansicht, daß Schering nicht 
genug getan hat.“

Es ist später Nachmittag ge-
worden im Landesarchiv. Marie 
Lyon und André Sommer haben 
an diesem Tag keine Pause ge-
macht, sie sehen erschöpft aus. 
Aber auch zufrieden. Die Ak-
ten könnten ein erster, nächs-
ter Schritt sein zu stärkerem öf-
fentlichem Druck.

2009, als das Geld der Con-
tergan-Stiftung längst aufge-
braucht war, überwies der Con-
tergan-Hersteller Grünenthal 
noch einmal 50 Millionen Euro. 
Viele führen das maßgeblich 
auf die Ausstrahlung eines Fil-
mes über den Skandal und die 
anschließende öffentliche De-
batte zurück.

Auch ein moralischer Scha-
den kann ein Unternehmen be-
wegen zu handeln, wenn es Ge-
richte nicht mehr können. Es ist 
eine andere Form von Verhand-
lung. Ein Prozess, in dem das Ur-
teil noch fallen kann.

Marie Lyon blättert noch ein-
mal weiter zu einem der letzten 
Einträge. Es ist der Rat, den der 
Wissenschaftler aus Paris den 
Schering-Leuten damals, 1978, 
zu Duogynon mitgab: Sie könn-
ten nur in der Frage der Kausali-
tät argumentieren, also den ur-
sächlichen Zusammenhang be-
streiten zwischen der Einnahme 
und den Missbildungen. In der 
Schuldfrage dagegen könnten 
sie nicht gewinnen. Das Pro-
blem sei ein moralisches, es 
komme nun darauf an, die Ehre 
der Firma zu retten.

Genau so steht es dort auf 
dem vergilbten Blatt in Marie 
Lyons Hand: „Save the honor of 
the company“.

■■  Heike Haarhoff, 46, ist Ge-
sundheitsredakteurin der taz.  
Sie schrieb im November 2010 
ihren ersten Text über Duogynon

INTERVIEW HEIKE HAARHOFF

taz.am wochenende: Frau 
Schöne-Seifert, trotz aller For-
schungsmöglichkeiten kom-
men immer wieder Arzneimit-
tel auf den Markt, von denen 
sich nach Jahren der Anwen-
dung herausstellt, dass sie ex-
trem schaden können. Haben 
Pharmahersteller hier eine 
andere Verantwortung als bei-
spielsweise Möbelfabrikanten?
Bettina Schöne-Seifert: Ja, denn 
Schäden an Körper und Seele ha-
ben für die Betroffenen einen 
existenziellen Stellenwert. Au-
ßerdem ist die Pharmaindust-

„Es geht um Integrität“

PFLICHT Die Pharmahersteller leben vom Vertrauens-
vorschuss der Patienten – also sollten sie sich auch 
um Aufklärung bemühen, sagt Bettina Schöne-Seifert

rie mit ihren Forschungsabtei-
lungen Teil der Wissenschafts-
gemeinschaft und damit deren 
Standards unterworfen. Diese 
Standards verpflichten zu Ehr-
lichkeit, Transparenz und Sorg-
falt, auch im Umgang mit Ne-
benwirkungsrisiken und Ver-
dachtsmeldungen. Klar gilt das 
auch für andere Branchen, etwa 
für Flugzeughersteller. Aber ge-
rade die Arzneimittelhersteller 
betonen ja immer ihre beson-
dere Verantwortung im Dienste 
der Patienten und erfahren da-
bei – Arzneimittelaufsicht hin 
oder her – auch einen erhebli-
chen Vertrauensvorschuss.

Gilt diese ethische Verantwor-
tung auch für Medikamente, 
die zu einer Zeit auf den Markt 
kamen, als es noch keine Zulas-
sungsverfahren, geschweige 
denn eindeutige arzneimittel-
rechtliche Vorgaben gab?
Gewiss muss man vorsichtig 
sein, nicht heutige Erkennt-
nisse über Kausalzusammen-
hänge oder Vorstellungen über 
angemessene Regelungen zur 
besseren Gewährleistung von 
Arzneimittelsicherheit auf frü-
here Zeitphasen zu projizieren. 
Sorgfalts-, Aufarbeitungs- und 
Informationspflichten können 
sich immer nur am jeweils ver-

fügbaren oder erlangbaren Wis-
sen orientieren. Aber das relati-
viert nicht die Pflichten selber.
Im Fall des Schwangerschafts-
tests Duogynon ist die Kausa-
lität zwischen der Einnahme 
und den embryonalen Miss-
bildungen schwer nachweis-
bar, weil das Medikament da-
mals weder an Menschen noch 
an Menschenaffen getestet 
wurde. Wie sollte sich der Her-
steller jetzt verhalten?
Moralisch gesehen ist das keine 
Frage: Der Hersteller muss für 
Aufklärung sorgen, für Aufklä-
rung des damaligen Umgangs 
mit Risikomeldungen und der 
damaligen Basis für die Unbe-
denklichkeitserklärungen. Alle 
Unterlagen im Firmenarchiv 
müssten durch eine unabhän-
gige Expertenkommission ge-
prüft und die Ergebnisse ver-
öffentlicht werden. Sollten sich 
die Vorwürfe auf Fehlverhalten 
und dessen Vertuschung wirk-
lich erhärten lassen, hätte Bayer 
als Schering-Nachfolger in ver-
schiedener Hinsicht zu reagie-
ren, menschlich wie finanziell.
Auf ein Schuldeingeständnis 
folgen in der Regel Schadener-
satzklagen. Welches Interesse 
sollte ein Pharmaunterneh-
men also haben, dennoch zur 
Aufklärung beizutragen?
Ehrlichkeit und Transparenz 
– wenigstens im Nachhinein 
– sind auch für die Hersteller 
besser als Abschottungsmaß-
nahmen. Und für diejenigen, 
die es für möglich halten, dass 
ihre eigenen Missbildungen 
beziehungsweise die ihrer Kin-
der auf die Einnahme von Duo-
gynon zurückgehen, ist vor al-
lem Transparenz wichtig. Auch 
dann, wenn sich keine morali-
sche Schuld nachweisen und 
keine Kausalität erhärten lässt. 
Zudem geht es aber auch, ein-
mal mehr, um die Integrität und 
die Glaubwürdigkeit der Arznei-
mittelindustrie im Ganzen.

Bettina Schöne-Seifert

■■ 59, ist Professorin für Me-
dizinethik an der Universität 
Münster und Mitglied im Beirat 
zur Aufarbeitung des Verhaltens 

von Nordrhein-
Westfalen im 
Contergan-
Skandal. 

Ein Berliner Schering-Labor in den fünfziger Jahren  Foto: Will McBride/bpk
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